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Aus diesen Gründen 

hat 

D E R G E R I C H T S H O F (Zweite Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden : 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Klägerin wird verurteilt, die Kosten des Verfahrens einschließlich 
der Kosten des Verfahrens der einstweiligen Anordnung zu tragen. 

Touffait Pescatore Due 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. M ä r z 1980. 

Der Kanzler 

A. Van Hout te 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

A. Touffait 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS GERHARD REISCHL 
VOM 31. JANUAR 1980 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter, 

Meine heutigen Schlußanträge gelten 
Problemen, die mit dem speziellen, für 
die Verarbeitungsindustrie bestimmten 
Einfuhrregime für gefrorenes Rindfleisch 
verbunden sind, wie es seit Anfang 1977 
gehandhabt worden ist. Einzelheiten die­
ses auf der gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Rindfleisch (Verordnung Nr. 
805/68, ABl. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 

24) beruhenden und in einer Reihe von 
Verordnungen geregelten Regimes jetzt 
darzustellen, kann ich mir wohl ersparen. 
Sie kamen ausführlich in dem Verfahren 
92/78 (Simmenthai S.p.A./ Kommission, 
Urteil vom 6. März 1979, Slg. 1979, 777) 
zur Sprache, auf dessen Schlußanträge 
und dessen Urteil ich hiermit verweise. 

In diesem gleichfalls von der Firma Sim-
menthal eingeleiteten Verfahren war un­
mittelbarer Streitgegenstand eine auf das 
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erste Vierteljahr 1978 sich beziehend« 
Kommissionsentscheidung zur Festset­
zung von Mindestpreisen für den Ver­
kauf von gefrorenem Rindfleisch durer 
die Interventionsstellen und zur Festset­
zung der Mengen gefrorenen Rindflei­
sches, die im ersten Vierteljahr 1978 zu 
Sonderbedingungen eingeführt werden 
durften. Im wesentlichen ging es aber um 
ihre Rechtsgrundlage, nämlich um die 
Art und Weise der Ausgestaltung des 
Sondereinfuhrregimes. Die hiergegen 
vorgetragene Kritik hat der Gerichtshof 
weithin als berechtigt anerkannt. So hat 
er im Urteil vom 6. März 1979 entschie­
den, es sei nicht gerechtfertigt, Unter­
nehmen außerhalb der Verarbeitungsin­
dustrie den Zugang zu dem besonderen 
Einfuhrregime zu gestatten, und es sei 
auch zu beanstanden, daß es an jeglicher 
Verwendungsbindung für das im Rah­
men des Koppelungssystems gekaufte 
Fleisch fehle. Zwar sei gegen die Einfüh­
rung des Ausschreibungssystems für die 
Abgabe von Interventionsfleisch nichts 
einzuwenden, dieses werde aber durch 
eine zu weit gehende Zulassung von 
Kaufinteressenten gestört, die dazu 
führe, daß Mindestpreise wesentlich über 
dem Niveau festgesetzt würden, zu dem 
Fleisch aus Interventionsbeständen 
üblicherweise abgegeben werde. Außer­
dem habe die Festsetzung einer Höchst­
menge von Fleisch, die jeder Bieter aus 
Interventionsbeständen erwerben könne, 
zu einer übermäßigen Aufsplitterung des 
Importkontingents und zu einer Benach­
teiligung großer Verarbeitungsbetriebe 
geführt, was zu vermeiden gewesen 
wäre, wenn die Obergrenze höher ange­
setzt worden wäre. Aus diesen Gründen 
hat der Gerichtshof die angegriffene 
Kommissionsentscheidung für nichtig er­
klärt, soweit sie die Klägerin betraf. 

Wie am Schluß des Urteils angeordnet, 
hat die Kommission die Situation der 
Klägerin von neuem geprüft. Weil es 

aber am Ende des Urteils auch hieß, es 
sei zu beachten, daß sich die Koppe­
lungsregelung nicht dahin auswirke, daß 
der Verarbeitungsindustrie der Ankauf 
von Fleisch aus Interventionsbeständen 
zu einem Preis gewährleistet werde, der 
unter dem liege, der zu dem in Betracht 
kommenden Zeitraum normalerweise für 
die Abgabe von Fleisch aus Interven­
tionsbeständen gelte, und im Hinblick 
darauf, daß das Angebot der Klägerin 
auf 1 091 RE/t lautete, während der 
normale Abgabepreis seinerzeit 1 290 
RE/t betrug, kam die Kommission zu 
dem Ergebnis, das Angebot der Klägerin 
sei auch nach erneuter Überprüfung ab­
zulehnen. Von dieser am 19. April 1979 
getroffenen Entscheidung will die Kläge­
rin erst im gegenwärtigen Verfahren ge­
hört haben. Jedenfalls sei sie ihr von der 
italienischen Interventionsstelle erst im 
September 1979 mitgeteilt worden. 

Darüber hinaus hat die Kommission 
auch Konsequenzen aus der Kritik gezo­
gen, die das genannte Urteil an den 
Rechtsgrundlagen des Koppelungssy­
stems übte. Durch Verordnung Nr. 
535/79 vom 21. März 1979 (ABl. L 71 
vom 22. März 1979, S. 15 ) hat sie die 
Anwendung des beanstandeten Koppe­
lungssystems einstweilen ausgesetzt und 
das besondere Einfuhrregime durch die 
Verordnungen Nr. 1136, 1137 und 
1138/79 vom 8. Juni 1979 (ABl. L 141 
vom 9. Juni 1979, S. 10, S. 13 und S. 15), 
die am 1. Juli 1979 in Kraft getreten 
sind, geändert. 

Noch während des Laufs des Verfahrens 
92/78 — und damit komme ich zum vor­
liegenden Fall — fand aufgrund der sei­
nerzeit noch nicht geänderten Regelung 
ein Ausschreibungsverfahren für das 
vierte Vierteljahr 1978 statt. Dafür galt 
die Allgemeine Bekanntmachung über 
regelmäßige Ausschreibungen für den 
Verkauf von gefrorenem Rindfleisch im 
Besitz der Interventionsstellen (ABl. C 11 
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vom 13. Januar 1978, S. 16 ff.), die 
schon in der Rechtssache 92/78 eine 
Rolle gespielt hat, und es war die „Aus­
schreibung Nr. ,1t. P 4 ·— Verordnung 
(EWG) Nr. 2900/77 —' über den Ver­
kauf von bestimmtem gefrorenem Rind­
fleisch mit Knochen, das von der italieni­
schen Interventionsstelle gelagert wird" 
(ABl. C 225 vom 22. September 1978, S. 
43), zu beachten. Daran beteiligte sich 
die Klägerin mit einem Angebot, das 
diesmal auf 950 RE/t lautete. Sie kam 
jedoch abermals nicht zum Zuge, weil 
durch Entscheidung der Kommission 
vom 27. Oktober 1978 (Abi. L 326 vom 
21. November 1978, S. 14) der Mindest­
preis für Italien auf einem wesentlich hö­
heren Niveau (1 539 RE und darüber) 
festgesetzt worden ist. Dies wurde der 
Klägerin in einem Schreiben der italieni­
schen Interventionsstelle AIMA mitge­
teilt. 

Dagegen rief sie dann am 3. November 
1978 erneut den Gerichtshof an mi t der 
bereits aus dem Verfahren 92/78 be­
kannten Begründung. Sie beantragt, 

— die Kommissionsentscheidung vom 
27. Oktober 1978 für nichtig zu er­
klären sowie 

— erforderlichenfalls die Ausschreibung 
Nr. „It. P.4 — Verordnung (EWG) 
Nr. 2900/77 —", die Allgemeine Be­
kanntmachung über regelmäßige 
Ausschreibungen für den Verkauf 
von gefrorenem Rindfleisch im Besitz 
der Interventionsstellen, die Kommis­
sionsverordnung Nr. 571/78, insbe­
sondere ihre Artikel 9, 11 und 12, 
und die Verordnung Nr. 2900/77 für 
unanwendbar zu erklären. 

Die Kommission hält diese Klage wegen 
fehlenden Rechtsschutzinteresses für un­
zulässig und beantragt aus diesem Grund 
ihre Abweisung. Zur Begründung ihres 
Standpunktes bezieht sie sich auf das be­
reits erwähnte, zu einer gleichartigen, für 

das erste Vierteljahr 1978 getroffenen 
Entscheidung, ergangene Urteil in der 
Rechtssache 92/78. In ihm sei ein Kla­
geinteresse unter zwei Gesichtspunkten 
anerkannt worden: einmal, weil der Klä­
gerin nach Aufhebung der angegriffenen 
Entscheidung daran gelegen sei, „eine 
angemessene Berichtigung ihrer Rechtssi­
tuation durch die Kommission zu errei­
chen" (Begründung 31 bis 33 des Ur­
teils), und zum anderen, weil die Kom­
mission, sollte festgestellt werden, daß 
das Ausschreibungssystem bestimmten 
Forderungen nicht genüge, veranlaßt 
werden sollte, das System für die Zu­
kunft in geeigneter Weise zu ändern. Im 
vorliegenden Fall seien jedoch beide Ge­
sichtspunkte nicht mehr von Bedeutung. 
Eine Änderung des Koppelungssystems 
sei inzwischen erfolgt, es bestehe also 
kein Interesse daran, noch einmal einen 
Ausspruch des Gerichtshofs zu dem frü­
heren System herbeizuführen, der nur 
mit dem im Verfahren 92/78 getroffenen 
identisch sein könnte. Andererseits habe 
die Annullierung der für das vierte Vier­
teljahr 1978 getroffenen Kommissions­
entscheidung für die Klägerin keinen 
Sinn, weil schon jetzt feststehe, daß auch 
eine erneute Prüfung des klägerischen 
Angebots nur zu seiner Ablehnung füh­
ren könne. Dies folge einmal aus der am 
Ende des Urteils in der Rechtssache 
92/78 sich findenden Feststellung, das 
Angebot der Klägerin müsse abgelehnt 
werden, wenn es unter dem Niveau 
liege, zu dem während der in Betracht 
kommenden Periode normalerweise 
Fleisch aus Interventionsbeständen abge­
geben werde; zum anderen sei richtig, 
daß der normale Abgabepreis seinerzeit 
aufgrund der Verordnung Nr. 2836/77 
1 291 RE/t betragen habe, während sich 
das klägerische Angebot auf 950 RE/t 
belaufen habe. 

Zu diesem Rechtsstreit ist meines Erach-
tens folgende Stellungnahme angezeigt. 
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1. Ich halte — wenn ich das gleich sa­
gen darf — den von der Kommission zui 
Zulässigkeit der Klage vertretener 
Standpunkt nicht für vertretbar. 

Mit Recht hat die Klägerin dazu vorge­
tragen, für die Beurteilung der Zulässig­
keit der Klage komme es nach allgemei­
ner Meinung auf den Zeitpunkt der Kla­
geerhebung an. Bei der Klageerhebung 
am 3. November 1978 war aber das Ur­
teil in der Rechtssache 92/78, auf das die 
Kommission für ihre Ansicht entschei­
dend abgestellt hat, noch nicht erlassen. 
Das Verfahren 92/78 endete vielmehr 
erst mit der Entscheidung des Gerichts­
hofs vom 6. März 1979. 

Die Zulässigkeit der Klage muß also wie 
in der Rechtssache 92/78 bejaht werden, 
weil klar ist, daß die Klägerin von der 
angegriffenen Entscheidung unmittelbar 
und individuell betroffen wurde — dazu 
kann ich im einzelnen auf meine Schluß­
anträge zu der Rechtssache 92/78 und 
das dazu ergangene Urteil verweisen —, 
und weil zu jener Zeit sicher ein Inter­
esse an der Aufhebung der Entscheidung 
jedenfalls im Hinblick darauf bestand, 
daß danach gegebenenfalls eine ange­
messene Berichtigung der Rechtssituation 
durch die Kommission erreicht werden 
konnte. Ob in diesem Zusammenhang 
auch das schon im Verfahren 92/78 ver­
folgte Anliegen, die Kommission zu 
einer Änderung des Systems zu veranlas­
sen, als relevant anzusehen ist, kann da­
bei offenbleiben. 

Später, im Laufe des Gerichtsverfahrens 
eintretende Ereignisse können an dieser 
Feststellung nichts ändern, also nicht 
gleichsam der Zulässigkeit der Klage 
nachträglich den Boden entziehen. Sie 
können allenfalls die Klage gegenstands­
los machen oder eine Situation herbei­
führen, nach der vernünftigerweise kein 
Anlaß mehr zur Fortsetzung des Verfah­
rens besteht. 

Das erstere ist im gegenwärtigen Verfah­
ren sicher nicht eingetreten. Zwar ist 
nicht zu leugnen, daß mit dem Erlaß des 
Urteils in der Rechtssache 92/78 fest­
stand, daß die Kommission das beson­
dere Einfuhrregime zu ändern hatte, daß 
also, namentlich weil davon ausgegangen 
werden kann, daß die Kommission ein 
Gerichtsurteil auch ausführt, in dieser 
Hinsicht kein Anlaß mehr bestand, aber­
mals eine Feststellung des Gerichtshofs 
zu erwirken, die — bei gleicher Klagebe­
gründung — nur mit der im Verfahren 
92/78 getroffenen identisch sein konnte. 
Gegenstandslos geworden im echten 
Wortsinne war damit jedoch die vorlie­
gende Klage nicht. Davon hätte nur ge­
sprochen werden können, wenn die an­
gegriffene Entscheidung weggefallen 
wäre, was indessen nicht der Fall war, 
und zwar auch nicht nach Erlaß der 
Verordnung Nrn. 1136 bis 1138/79, da 
diese das System nur für die Zukunft än­
derten, der angegriffenen Entscheidung 
also nicht ihre Rechtsgrundlage entzo­
gen. 

Die Frage, ob'nach Erlaß des Urteils in 
der Rechtssache 92/78 vernünftigerweise 
Anlaß zur Klagerücknahme gegeben war 
und die Fortführung des Verfahrens da­
nach mißbräuchlich erscheinen konnte, 
ist lediglich im Zusammenhang mit der 
Kostenentscheidung von Bedeutung. 
Darauf braucht also jetzt im Rahmen der 
Prüfung der Zulässigkeit und damit zu­
sammenhängender Probleme nicht weiter 
eingegangen zu werden. 

2. Hält man die Klage für zulässig, so 
macht die sich daran anschließende Prü­
fung ihrer Begründetheit nicht die ge­
ringsten Schwierigkeiten. Wie ich schon 
eingangs erwähnt habe, beruht die im 
gegenwärtigen Verfahren angegriffene 
Entscheidung der Kommission „zur Fest­
setzung von Mindestpreisen für den Ver­
kauf von entbeintem gefrorenem Rind-
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fleisch durch die Interventionsstellen ge­
mäß Verordnung (EWG) Nr. 2900/77 
sowie zur Festsetzung der Mengen ge­
frorenem Rindfleisches zur Verarbei­
tung, die im vierten Vierteljahr 1978 zu 
Sonderbedingungen eingeführt werden 
dürfen", auf derselben Rechtsgrundlage 
wie die im Verfahren 92/78 angegriffene 
Entscheidung. Es bleibt also nichts ande­
res übrig, als wie im Verfahren 92/78 die 
Fehlerhaftigkeit dieser Rechtsgrundlage, 
zu der dieselben Angriffsmittel vorgetra­
gen worden sind, festzustellen, und da­
nach — im einzelnen darf ich mich auf 
das Urteil in der Rechtssache 92/78 be­
ziehen —· steht auch fest, daß die darauf 
gestützte Entscheidung der Kommission 
vom 27. Oktober 1978 gleichermaßen für 
nichtig erklärt werden muß, freilich nur 
insoweit, als sie die Klägerin betrifft, also 
unter Aufrechterhaltung ihrer Rechtswir­
kungen im übrigen. 

3. Ich muß danach noch auf das vorhin 
angedeutete, für die Kostenentscheidung 
wichtige Problem eingehen, ob die Klä­
gerin nach Erlaß des Urteils in der 
Rechtssache 92/78 vom 6. März 1979 
nicht zwingenden Anlaß hatte, auf die 
Fortsetzung des gegenwärtigen Verfah­
rens — es befand sich im schriftlichen 
Stadium vor Einreichung der Replik, die 
am 30. Juli 1979 einging — zu verzich­
ten, was die Schlußfolgerung nahelegen 
könnte, sie habe der Kommission Ver­
fahrenskosten „ohne angemessenen 
Grund oder böswillig verursacht" (Arti­
kel 69 § 3 der Verfahrensordnung) und 
sei deshalb trotz Obsiegens zu ihrer Tra­
gung zu verurteilen. 

Wenn ich recht sehe, ist das die Auffas­
sung der Kommission, auch wenn sie 
nicht ausdrücklich von einer Kostenent­
scheidung im Sinne des Artikels 69 § 3 
gesprochen hat. Sie bezieht sich dafür 
auf den am Ende des Urteils 92/78 sich 
findenden Ausspruch, die Kommission 

habe die besondere Situation der Kläge­
rin von neuem zu prüfen und bezüglich 
der Klägerin neu zu entscheiden. Dabei 
sei jedoch zu beachten, daß der Verar­
beitungsindustrie der Ankauf von Fleisch 
aus Interventionsbeständen nicht zu 
einem Preis ermöglicht werden dürfe, 
der unter dem liegt, der zu der fragli­
chen Zeit normalerweise für die Abgabe 
aus Interventionsbeständen gelte; deshalb 
sei das Angebot der Klägerin abzuleh­
nen, wenn sich herausstelle, daß es unter 
diesem Preisniveau gelegen habe. Ge­
nauso aber habe es sich im Falle der Klä­
gerin auch hinsichtlich des Angebots ver­
halten, das sie zu der Ausschreibung des 
vierten Vierteljahres 1978 abgegeben 
habe. Seinerzeit habe der normale Abga­
bepreis für Interventionsrindfleisch, das 
heißt für Fleisch ohne Verwendungsbin­
dung, nach der Verordnung Nr. 2836/77 
1 291 RE/t betragen, während das Ange­
bot der Klägerin nur auf 950 RE/t lau­
tete. Danach sei offensichtlich, daß eine 
Annullierung der für das vierte Viertel­
jahr 1978 bestimmten Kommissionsent­
scheidung und eine erneute Prüfung des 
Angebots der Klägerin zu keinem für sie 
günstigen Ergebnis führen könne und 
daß es deshalb sinnlos erscheinen müsse, 
die Aufhebung der Kommissionsentschei­
dung vom Oktober 1978 zu betreiben. 

Nach der Auffassung der Klägerin ist das 
erwähnte Urteil jedoch nicht in dem von 
der Kommission interpretierten Sinn ein­
deutig. Es sei also durchaus sinnvoll ge­
wesen, das gegenwärtige Verfahren nach 
Erlaß des Urteils fortzuführen, um zu 
einer genauen Klärung der Frage zu 
kommen, welche Prüfung die Kommis­
sion nach Annullierung ihrer Entschei­
dung vom Oktober 1978 vorzunehmen 
habe. Es dürfe nämlich nicht übersehen 
werden, daß der Kommission im Urteil 
der Rechtssache 92/78 aufgegeben wor­
den sei, die Lage der Klägerin unter 
Beachtung der Gründe des Urteils von 
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neuem zu prüfen. Insofern sei von 
Bedeutung, daß in den Entscheidungs­
gründen beanstandet worden sei, daß es 
an jeglicher Verwendungsbindung für 
das im Rahmen des Koppelungssystems 
gekaufte Fleisch gefehlt habe und daß 
die für jedes Angebot festgelegte Men­
genbegrenzung, das heißt die Außeracht­
lassung der Verarbeitungskapazitäten 
großer Unternehmen, gerügt worden sei. 
Danach müsse angenommen werden, 
daß es bei einer Überprüfung der Lage 
der Klägerin nicht bei der in der Aus­
schreibung vorgesehenen Limitierung der 
Interventionsfleischmenge auf 100 t blei­
ben könne. Außerdem könne die Preis­
untergrenze für die Abgabe des Interven­
tionsfleisches nur unter Berücksichtigung 
der sonstigen Abgaben an die Verarbei­
tungsbetriebe und nicht nach den Ver­
käufen bestimmt werden, die Fleisch für 
jegliche Verwendung betreffen. Da aber 
Fleisch aus Interventionsbeständen zu je­
ner Zeit an Verarbeitungsbetriebe zu 
einem Preis abgegeben worden sei, der 
dem Angebotspreis der Klägerin entspro­
chen habe (950 RE/t), sei es keineswegs 
ausgeschlossen, sondern durchaus wahr­
scheinlich, daß die Kommission nach 
Annullierung ihrer Entscheidung und er­
neuter Prüfung des klägerischen Ange­
bots zu einer für diese günstigen Ent­
scheidung hätte kommen können. 

Was diesen die Auslegung des Urteils 
92/78 betreffenden Streit angeht, so 
könnte man eigentlich mit der Kommis­
sion die Frage aufwerfen, ob er nicht 
korrekterweise in dem besonderen, dafür 
vorgesehenen Verfahren nach Artikel 
102 der Verfahrensordnung auszutragen 
wäre. Allerdings muß man einräumen, 
daß dies kaum hätte Anlaß geben kön­
nen, die jetzt zu behandelnde Klage 
noch während des Laufs des schriftlichen 
Verfahrens zurückzuziehen; allenfalls 
hätte man an eine Aussetzung des Ver­
fahrens bis zum Erlaß einer das Urteil in 

der Rechtssache 92/78 interpretierenden 
Entscheidung denken können. Die Fort­
führung des gegenwärtigen Verfahrens 
hätte also unter kostenrechtlichen Ge­
sichtspunkten nicht als mißbräuchlich an­
gesehen werden können. 

Sofern man im vorliegenden Verfahren 
den aufgezeigten Auslegungsstreit ent­
scheiden will, ist schon die Feststellung 
wichtig, daß das Urteil in der Rechts­
sache 92/78 zwar der Kommission die 
erneute Prüfung der Situation der Kläge­
rin unter Beachtung der Entscheidungs­
gründe des Urteils aufgibt, daß aber die 
Entscheidung der Kommission nur in be­
zug auf die Klägerin aufgehoben wurde, 
im übrigen also unangetastet blieb. Man 
muß also grundsätzlich daran zweifeln, 
ob eine korrekte Durchführung des Ur­
teils dazu führen könnte, daß nachträg­
lich vollständig eine Situation hergestellt 
wird, wie sie eigentlich nach der Auffas­
sung des Gerichtshofs systemgerecht ge­
wesen wäre. 

Namentlich kommt man nicht um die 
Erkenntnis herum, daß seinerzeit nicht 
zur Verarbeitung bestimmtes Fleisch zum 
Verkauf aus Interventionsbeständen aus­
geschrieben worden war, sondern 
Fleisch, das sich für jede Verwendung 
eignete, und daß dazu ganz bestimmte 
Angebote abgegeben worden sind. Für 
solches Fleisch mit seinem relativ hohen 
Wert konnte aber der Natur der Sache 
nach nicht ein Preisniveau ins Auge ge­
faßt werden, wie es sonst gelegentlich bei 
Sonderverkäufen von nur für die Verar­
beitung geeignetem, längere Lagerzeiten 
aufweisendem Interventionsfleisch gilt. 
Außerdem darf nicht vergessen werden, 
daß am Ende des Urteils in der Rechts­
sache 92/78 nur von einer Überprüfung 
des Angebots der Klägerin gesprochen 
wird. Folglich muß die Kommission von 
den Mengen ausgehen, die darin unter 
Beachtung der Ausschreibungsbedingun­
gen genannt sind. Sie kann dagegen 
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nicht vollkommen andere Mengen für 
die Zuteilung vorsehen, wie sie nach Än­
derung des Regimes bei ausschließlicher 
Beachtung der Verarbeitungskapazitäten 
— also unter Ausschluß der Händler —· 
sich gegebenenfalls ergeben mögen. 

Nicht zu übersehen ist ferner, daß in 
dem Urteil 92/78 einmal anerkannt 
wurde, daß zu Recht eine Ausschreibung, 
also eine Art Versteigerung zur Erzie­
lung eines optimalen Ergebnisses, durch­
geführt wurde, und daß zum anderen 
auch betont wurde, die Verarbeitungsin­
dustrie werde mit Recht durch das Kop­
pelungssystem an der Lösung der Pro­
bleme beteiligt, die mit dem Absatz des 
Rindfleischüberschusses verbunden sind. 
Danach ist klar, daß mit dem Sonderre­
gime Preise für Interventionsfleisch ange­
strebt werden können, die über dem Ni­
veau sonstiger Abgaben liegen. Das be­
deutet auch — eben weil, wie die Kom­
mission gezeigt hat, Probleme beim Ab­
satz von speziell für die Verarbeitung be­
stimmtem Interventionsfleisch zu einem 
im voraus festgesetzten Preis auch bei 
der Abgabe größerer Mengen niemals 
bestanden —, daß die Verarbeitungsin­
dustrie zu Recht am Absatz anderen In­
terventionsfleisches beteiligt wurde, also 
an Fleisch, für das natürlich im Hinblick 
auf vielfältige Verwendungsmöglichkei­
ten und kürzere Lagerzeiten höhere 
Preise gelten müssen. Wollte man anders 
verfahren, so würde man der Verarbei­
tungsindustrie einen nicht gerechtfertig­
ten doppelten Vorteil verschaffen, näm­
lich abschöpfungsfreie Einfuhr und be­
sonders günstigen Bezug von Interven­
tionsfleisch. 

Schließlich ist noch bedeutsam, daß in 
dem Urteil im Zusammenhang mit der 
angeordneten Überprüfung — die bei 
Außerachtlassung von Händlerangeboten 
möglicherweise zu einem niedrigeren als 
dem in der Entscheidung festgesetzten 
Mindestpreis führt — auch von einer in 

jedem Fall maßgebenden Untergrenze 
die Rede ist: Der Abgabepreis darf nicht 
unter dem Niveau liegen, das normaler­
weise für Abgaben aus Interventionsbe­
ständen gilt. Nach dem Wortlaut der 
hierfür wichtigen Urteilsgründe (106 bis 
110) kann dies — eben weil auf einen 
während eines bestimmten Zeitraums 
praktizierten. Preis Bezug genommen 
wird — sicher nicht bedeuten, daß hier 
ein Phantompreis von Bedeutung wäre, 
der rückwirkend unter Beachtung ganz 
bestimmter Angebote noch zu ermitteln 
wäre. Nach den Elementen des Koppe­
lungssystems, die der Gerichtshof gutge­
heißen hat, erscheint es aber auch ausge­
schlossen, in diesem Zusammenhang an 
die Preise zu denken, die jeweils für 
kurzfristig praktizierte besondere Abga­
ben aus Interventionsbeständen — für 
die Verarbeitung, für soziale Zwecke 
oder für den Export — gegolten haben. 
Gemeint ist vielmehr offenbar der Preis, 
der über längere Zeiträume hin für die 
ständigen Verkäufe aus Interventionsbe­
ständen angewandt wurde und der — 
wie schon gesagt — im Hinblick auf 
Verwendungsmöglichkeiten und Lager­
zeiten notwendigerweise über dem Ni­
veau liegt, das für Sonderverkäufe gilt. 
Dafür spricht im übrigen auch ein Indiz 
aus dem Verfahren 92/78. In ihm wurde 
die Kommission (vgl. Brief des Kanzlers 
vom 9. Oktober 1978) nach einer Reihe 
von Preisen gefragt, und dazu wurde 
von niemand in Zweifel gezogen, daß als 
normaler Abgabepreis für Interventions­
fleisch eben derjenige von 1 291 RE/t 
anzusehen sei. 

Nach alledem steht wohl außer Frage, 
daß das klägerische Angebot für das 
vierte Vierteljahr 1978 zu Recht außer 
Betracht blieb und daß demnach eine er­
neute Überprüfung der Situation der 
Klägerin nach Annullierung der Kom­
missionsentscheidung vom Oktober 1978 
für sie nichts erbringen würde. In Anbe-
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tracht von mancherlei Auslegungsge­
sichtspunkten, über die im gegenwärti­
gen Verfahren in bezug auf das Urteil in 
der Rechtssache 92/78 debattiert worden 
ist, würde ich allerdings meinen, daß wir 
es nicht mit einer derart offensichtlichen 
Interpretation zu tun haben, daß ein 
klägerisches Interesse an der Fortführung 

des Verfahrens vollständig verneint wer­
den müßte, die weitere Betreibung des 
Verfahrens also als mißbräuchlich ange­
sehen werden könnte. Von einer Kosten­
entscheidung zum Nachteil der Klägerin 
und bezogen auf den Zeitraum ab 
Einreichung der Replik sollte deshalb 
wohl abgesehen werden. 

4. Nach alledem kann ich nur vorschlagen, die von der Firma Simmenthai 
eingereichte Klage als zulässig und begründet zu bezeichnen. Die angegrif­
fene Entscheidung muß also für nichtig erklärt werden, ohne daß sich daran 
freilich für die Kommission die Verpflichtung zum Erlaß einer neuen, für das 
klägerische Angebot positiven Entscheidung knüpft. Die Entscheidung über 
die Kosten des Verfahrens sollte demgemäß auf Artikel 69 § 2 der Verfah­
rensordnung gestützt werden. 
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